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1 Ausgangssituation / Aufgabenstellung 

Die Stadtentwicklungsgesellschaft Recklinghausen mbH (SER) ist als 
hundertprozentige Tochtergesellschaft der Stadt Recklinghausen von 
dieser mit der Umsetzung des „Integrierten Stadtteilentwicklungskon-
zept Hillerheide“ (ISEK Hillerheide) sowie der Realisierung aller in 
diesem Zusammenhang stehenden und erforderlichen Maßnahmen 
beauftragt worden. 

Das ISEK Hillerheide, welches 2015 im Auftrag der Stadt Recklingha-
usen erarbeitet und vom Rat beschlossen wurde, definiert die folgen-
den fünf Leitprojekte zur Entwicklung des Stadtteils Hillerheide: 

1. "Zukunftskonzept ehemalige Trabrennbahn"  

2. "Städtebauliche Integration Blitzkuhlenstraße"  

3. "Attraktive Mitte Gertrudisplatz"  

4. "Stadtteilleben - Vorhandenes ergänzen und vernetzen"  

5. "Energetische Quartierssanierung"  

Das 1. Leitprojekt bildet mit der Entwicklung der innerstädtischen 
Brachfläche des ehemaligen Trabrennbahnareals das Kernstück der 
Stadtteilentwicklung. Die angrenzenden Bereiche der Blitzkuhlenstra-
ße (2. Leitprojekt) und des Gertrudisplatzes (3. Leitprojekt) stehen in 
direktem Zusammenhang zu der zu entwickelnden Fläche und sollen 
im Zuge der Entwicklungsmaßnahme verkehrstechnisch optimiert und 
städtebaulich aufgewertet werden. Das 4. Leitprojekt „Stadtteilleben“ 
beinhaltet sowohl sozialflankierende als auch die Unterstützung städ-
tebaulicher Maßnahmen zur Quartiersentwicklung, die von einem ex-
ternen Stadtteilbüro umgesetzt werden. Die Beratungsleistungen zur 
„Energetische Quartierssanierung“ (5. Leitprojekt) im Stadtumbauge-
biet erfolgten durch ein beauftragtes Sanierungsmanagement, das im 
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Rahmen des KfW-Programms 432 „Energetische Sanierung“ gefördert 
wurde.  

Die Umsetzung des Gesamtprojekts wird im Wesentlichen mit Bun-
des- und Landesmitteln aus dem Programm der Städtebauförderung 
gefördert. 

Die SER übernimmt hierbei im Auftrag der Stadt Recklinghausen die 
Ausschreibung der erforderlichen Leistungen für Gesamtgutachterleis-
tungen sowie Planungsleistungen im Zusammenhang mit einer CKW-
Belastungsfahne. Ein ursächlicher Zusammenhang mit dem 
ISEK-Projekt besteht insofern, als die im Rahmen des 1. Leitprojekts 
erforderliche Bauwasserhaltung zur Seeherstellung die Grundwasser-
verhältnisse beeinflusste und damit die latente CKW-Problematik akut 
werden ließ. 

Die CKW-Belastung geht auf eine industrielle Vornutzung im Bereich 
des heutigen Wohnquartiers Maybacher Heide zurück: Nördlich des 
geplanten Sees befand sich eine ehemalige Industriebrache (Eisen-
bahnausbesserungswerk), die im Rahmen des Projekts „Maybacher 
Heide" zu einem Wohngebiet umgewidmet wurde. Bei der Neuer-
schließung wurden zwei CKW-Schadenszentren (CKW-Schaden I 
und II) im Untergrund festgestellt. In den Jahren 2006 bis 2009 erfolg-
te eine Sanierung durch Bodenaustausch bis in eine Tiefe von ca. 6 m 
in Abstimmung mit der Unteren Bodenschutzbehörde des Kreises 
Recklinghausen. Die Schadstoffquelle in den geringmächtigen quartä-
ren Sedimenten konnte dadurch beseitigt werden; eine vollständige 
Sanierung des Grundwassers im unterlagernden Emschermergel war 
jedoch nicht vollständig umsetzbar. In der Folge breitete sich ausge-
hend vom CKW-Schaden II eine Belastungsfahne mit dem Grundwas-
serstrom im Emschermergel in überwiegend südöstliche bis südliche 
Richtung aus. Der Kreis Recklinghausen forderte in den vergangenen 
Jahren vielfach weitergehende Untersuchungen des Grundwassers 
(CKW-Schaden II) mit dem Ziel der sachgemäßen Abarbeitung der 
Grundwasserbelastung. Bereits 2022 waren relevante CKW-
Konzentrationen – insbesondere Vinylchlorid oberhalb der Geringfü-
gigkeitsschwellenwerte nach LAWA – bis unmittelbar nördlich der 
Blitzkuhlenstraße nachweisbar. Die Fahne ist bis heute nicht vollstän-
dig abgegrenzt. 

Im Rahmen der geplanten Seeherstellung auf dem ehemaligen Trab-
rennbahnareal wurde im Juli 2024 eine temporäre Bauwasserhaltung 
aufgenommen, die das hydraulische Gleichgewicht im Grundwasser 
veränderte und damit die latente CKW-Problematik erneut akut wer-
den ließ. 

Mit Beginn der Bauwasserhaltung zur Herstellung des Sees auf dem 
ehemaligen Trabrennbahnareal besteht das Risiko, dass sich die 
CKW-Belastungsfahne in das Baufeld verlagert und dadurch die Ent-
wicklung des Areals gefährdet wird. Erste Anzeichen für eine solche 
Verlagerung zeigen sich bereits durch festgestellte CKW-
Konzentrationsanstiege, insbesondere von Vinylchlorid, in Beobach-
tungsmessstellen an der Blitzkuhlenstraße. Die aktuellen Messungen 
belegen, dass insbesondere Vinylchlorid in mehreren Grundwasser-
messstellen in Konzentrationen oberhalb der geltenden Schwellen-
werte nachgewiesen wurde. 
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Zur Vermeidung einer weiteren Ausbreitung der CKW-Belastung und 
zur Sicherung der Bauwasserhaltung wurde ein zweistufiges Maß-
nahmenkonzept entwickelt. Dieses umfasst zum einen eine temporäre 
hydraulische „Pump&Treat-Abwehrmaßnahme“ südlich der Blitzkuh-
lenstraße, die während der Bauwasserhaltung betrieben wird, und 
zum anderen eine dauerhafte hydraulische „Pump&Treat-Sicherungs-
maßnahme“ im direkten Abstrom des ehemaligen CKW-
Schadenszentrums nördlich der Blitzkuhlenstraße. Beide Maßnahmen 
beinhalten die Errichtung und den Betrieb von Förderbrunnen sowie 
Grundwasserreinigungsanlagen, die das geförderte Wasser entspre-
chend den behördlichen Vorgaben aufbereiten, bevor es in die Kana-
lisation – als vorübergehend geduldete Übergangslösung – oder dau-
erhaft in ein Oberflächengewässer (Bärenbach oder Heidesee) einge-
leitet wird. Die Auslegung der Anlagen erfolgt auf Basis der im Moni-
toring ermittelten Schadstoffkonzentrationen und unter Berücksichti-
gung der Einleitgrenzwerte der Stadt Recklinghausen sowie der Vor-
gaben der zuständigen Wasserbehörden. 

Das Konzept für diese Maßnahmen wurde durch ein externes Büro in 
enger Abstimmung mit der Unteren Wasserbehörde (UWB) und der 
Unteren Bodenschutzbehörde (UBB) entwickelt. Grundlage hierfür 
sind die Ergebnisse eines intensiven Monitorings, das im Zuge der 
geplanten Entwicklung des ehemaligen Trabrennbahnareals durchge-
führt wurde.  

Im Rahmen der behördlichen Abstimmungen wurde festgelegt, dass 
die Anlagentechnik zur Grundwasserreinigung so ausgelegt werden 
muss, dass eine Einleitung des gereinigten Wassers sowohl in die 
Kanalisation als auch in ein Oberflächengewässer (Bärenbach oder 
den herzustellenden Heidesee) möglich ist. Die Einleitung in die Ka-
nalisation wird von der zuständigen Unteren Wasserbehörde (UWB) 
nur als temporäre Übergangslösung geduldet; mittelfristig ist die Ein-
leitung in ein Oberflächengewässer zwingend anzustreben und plane-
risch vorzubereiten. 

Die Planungsleistungen für alle drei Einleitvarianten – Kanalisation, 
Bärenbach und Heidesee – sind daher verpflichtender Bestandteil 
dieser Ausschreibung. Die Einleitung in den Heidesee wird als tech-
nisch sinnvolle und behördlich präferierte Dauerlösung erachtet. Die 
Auslegung der Anlagentechnik hat von Beginn an so zu erfolgen, dass 
ein Wechsel der Einleitvariante ohne grundlegenden Anlagenumbau 
möglich ist. 

Die hierfür maßgeblichen Einleitgrenzwerte und Nachweisparameter 
werden von den zuständigen Behörden (UWB/OWB) vorgegeben und 
sind bei der technischen Planung zwingend zu berücksichtigen. Die 
erforderlichen wasserrechtlichen Genehmigungen für die Einleitung in 
ein Oberflächengewässer sind im Rahmen der Planungsleistungen 
vorzubereiten und mit den zuständigen Behörden abzustimmen. 
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Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Bewertung der 
Einleitvarianten und die Festlegung der Vorzugsvariante ein dynami-
scher Prozess ist: Wesentliche Entscheidungsgrundlagen – insbeson-
dere die Erkenntnisse aus dem laufenden Betrieb der Abwehr- und 
Sicherungsmaßnahmen, der Entwicklung der CKW-Konzentrationen 
sowie des Abgleichs mit der aktuellen Seeplanung (vgl. Kap. 2, 
Pos. 2.4) – liegen zum Zeitpunkt der Beauftragung noch nicht voll-
ständig vor. Der Auftragnehmer hat die Planungen daher so anzule-
gen, dass sie bei Vorliegen neuer Erkenntnisse ohne unverhältnismä-
ßigen Mehraufwand angepasst werden können. 

Bestandteil dieser Ausschreibung ist ebenfalls die Erstellung eines 
Konzepts für eine potenziell dauerhafte bzw. reaktivierungsfähige 
P&T-Abwehrmaßnahme südlich der Blitzkuhlenstraße, ggf. in Kombi-
nation mit der Umplanung der bereits geplanten temporären P&T-
Abwehrmaßnahme. Die temporäre Abwehrmaßnahme soll nach der-
zeitiger Einschätzung nach ca. 3–5 Jahren — sofern die Messwerte 
ausreichend gesunken sind und eine Außerbetriebnahme durch die 
UWB genehmigt wird — außer Betrieb genommen werden. Für diesen 
Fall ist gegenüber der UWB im Zuge der Seeherstellung und vor der 
geplanten Außerbetriebnahme ein Konzept nachzuweisen, das bei er-
neut steigenden Messwerten an den Grundwassermessstellen südlich 
der Blitzkuhlenstraße eine umgehende Reaktivierung der Abwehr-
maßnahme ermöglicht. Im Rahmen der behördlichen Abstimmungen 
wurde ferner festgelegt, dass das Monitoring und die gutachterliche 
Begleitung der P&T-Maßnahmen die folgenden fünf Betriebsphasen 
der Gesamtmaßnahme abbilden müssen, da sich die hydraulischen 
Randbedingungen und damit die Anforderungen an Überwachung und 
Anlagenbetrieb in jeder Phase grundlegend unterscheiden: 

1. Betrieb der Sicherungs- und Abwehrmaßnahme (vor Beginn der 
Wasserhaltung), 

2. Abpumpen des Seewassers und Betrieb der Pumpmaßnahmen, 

3. Kontinuierliche Wasserhaltung und Betrieb der Pumpmaßnah-
men, 

4. Seeflutung während des Betriebs der Pumpmaßnahmen, 

5. Pumpmaßnahmen während des gefluteten Zustandes des Sees 
(Regelbetrieb) während der Vertragslaufzeit. 

Diese phasenspezifische Betrachtung wird nach Auskunft der UWB 
auch Bestandteil der neuen wasserrechtlichen Genehmigung sein und 
ist daher bei der gutachterlichen Leistungserbringung zwingend zu 
berücksichtigen. 

Ein umfassendes Messkonzept wurde erstellt und weitere Messstellen 
eingerichtet, um die Entwicklung der CKW-Belastung engmaschig zu 
überwachen und den Fahnenverlauf weiter zu erkunden bzw. abzu-
grenzen. Aufgrund der behördlichen Anordnung wurde die Grundwas-
serhaltung im Rahmen der Seeherstellung auf der ehemaligen Trab-
rennbahn eingestellt, wodurch bauliche Maßnahmen derzeit nur noch 
eingeschränkt oder gar nicht mehr möglich sind. 
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Gegenstand der Ausschreibung sind die gutachterlichen Leistungen 
zur fachlichen Betreuung und Überwachung der Maßnahmen nach 
dem Bau der Pump&Treat-Anlagen. Dies umfasst insbesondere die 
fachgutachterliche Begleitung des Betriebs der Anlagen, die Durch-
führung und Auswertung des chemischen und hydraulischen Grund-
wassermonitorings, die Überprüfung der Einhaltung der behördlichen 
Vorgaben und Einleitgrenzwerte, die Dokumentation und Bewertung 
der Messergebnisse sowie die Abstimmung mit den zuständigen Be-
hörden. Ziel ist es, die Wirksamkeit der Maßnahmen kontinuierlich zu 
überprüfen, notwendige Anpassungen fachlich zu begleiten und die 
Einhaltung aller wasserrechtlichen und umweltrechtlichen Anforde-
rungen sicherzustellen, um die Entwicklung des Areals abzusichern 
und einen Baustellenstillstand zu vermeiden. 

Das Monitoring der CKW-Fahne sowie die Errichtung zusätzlicher 
Grundwassermessstellen (GWM) zur weitergehenden Fahnenerkun-
dung wird derzeit im Auftrag der Stadt von einem externen Büro 
durchgeführt. Nach Abschluss des entsprechenden Auftrags ist vor-
gesehen, das Monitoring der CKW-Fahne sowie die Betreuung der 
betreffenden Grundwassermessstellen in den Leistungsumfang der 
hier ausgeschriebenen gutachterlichen Betreuung zu integrieren. Da-
mit wird eine kontinuierliche und abgestimmte Überwachung der 
CKW-Belastung gewährleistet. 

1.1 Fachliche und technische Rahmenbedingungen 

Hydrogeologie und Schadenssituation:  
Das Grundwasser im Bereich des ehemaligen Trabrennbahnareals 
und der angrenzenden Maybacher Heide fließt überwiegend in süd-
östliche bis südliche Richtung. Die CKW-Belastungsfahne ist im Kluft-
grundwasserleiter der Kreidesedimente (Emschermergel) nachweis-
bar und überschreitet die Geringfügigkeitsschwellenwerte nach LAWA 
für Vinylchlorid und die Summe LHKW deutlich. Die höchsten Kon-
zentrationen wurden im direkten Abstrom des ehemaligen Schadens-
zentrums festgestellt. Das Grundwasser enthält Vinylchlorid und wei-
tere LHKW in gesundheitsgefährdenden Konzentrationen (CMR-Stoff 
Kat. 1A). Alle Auftragnehmer sind verpflichtet, vor Aufnahme der Feld-
tätigkeiten eine Gefährdungsbeurteilung gemäß § 6 GefStoffV i. V. m. 
TRGS 524 zu erstellen und die erforderlichen Schutzmaßnahmen 
festzulegen. Die CKW-Fahne ist bislang nicht vollständig abgegrenzt, 
weshalb die Errichtung zusätzlicher Grundwassermessstellen zur wei-
tergehenden Fahnenerkundung erforderlich ist. 

Bauwasserhaltung und Entwicklungsdruck:  
Die Herstellung der Seebaugrube erfordert eine temporäre Bauwas-
serhaltung, die das hydraulische Gefälle und damit die Fließrichtung 
des Grundwassers beeinflusst. Dies kann zu einer zusätzlichen Ver-
lagerung der CKW-Fahne in das Entwicklungsgebiet führen, was 
durch Monitoringdaten und Konzentrationsanstiege in Messstellen 
nachgewiesen wurde. Die kontinuierliche Bauwasserhaltung ist für die 
termingerechte Umsetzung der städtebaulichen Entwicklung zwingend 
erforderlich, unterliegt jedoch strengen behördlichen Auflagen. Die 
Einstellung der Bauwasserhaltung wurde von der Unteren Wasserbe-
hörde angeordnet, sobald Überschreitungen der Schwellenwerte fest-
gestellt worden waren. 
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Behördliche Auflagen und Monitoring:  
Die zuständigen Fachbehörden (Untere Wasserbehörde, Untere Bo-
denschutzbehörde) fordern ein Gesamtkonzept zur Sicherung und 
Überwachung der Grundwassersituation. Hierzu gehören die Planung, 
Ausführung und Bewertung von Pumpversuchen an den Abwehr- und 
Sicherungsbrunnen, die Errichtung und der Betrieb von Grundwasser-
reinigungsanlagen sowie ein engmaschiges chemisches und hydrauli-
sches Monitoring an bestehenden und neuen Grundwassermessstel-
len. Die Einleitgrenzwerte und Nachweisparameter werden von den 
zuständigen Behörden vorgegeben und sind bei Planung und Betrieb 
der Anlagen zwingend zu beachten. Das Monitoring umfasst sowohl 
chemische als auch hydraulische Parameter und ist an bestehenden 
sowie neuen Messstellen durchzuführen. Die Überwachung erfolgt in 
enger Abstimmung mit den Behörden. 

Außerbetriebnahme und Reaktivierung der P&T-Abwehrmaßnahme: 
Die temporäre P&T-Abwehrmaßnahme südlich der Blitzkuhlenstraße 
ist konzeptionell auf eine Betriebsdauer von ca. 3–5 Jahren ausge-
legt. Nach ausreichendem Rückgang der Schadstoffkonzentrationen 
und Genehmigung durch die UWB soll die Anlage außer Betrieb ge-
nommen werden; langfristig soll ausschließlich die P&T-
Sicherungsmaßnahme am Schadenszentrum den CKW-Schaden dau-
erhaft abreinigen. Die UWB fordert jedoch den Nachweis eines Kon-
zepts, das im Falle erneut steigender Messwerte an den Grundwas-
sermessstellen südlich der Blitzkuhlenstraße eine umgehende Wie-
derinbetriebnahme der Abwehrmaßnahme sicherstellt. Dieses Kon-
zept ist im Rahmen der hier ausgeschriebenen Leistungen zu entwi-
ckeln und gegenüber der UWB abzustimmen. 

2 Leistungsumfang 

Gegenstand der Ausschreibung sind sämtliche Leistungen zur fach-
gutachterlichen Begleitung und Auswertung des Gesamtmonitorings 
sowie der Abwehr- und Sicherungsmaßnahmen im Bereich des und 
angrenzend zum ehemaligen Trabrennbahnareal. Dies umfasst insbe-
sondere: 

 Gesamtkoordination und Organisation aller Maßnahmen (Ab-
wehrmaßnahme, Sicherungsmaßnahme, Grundwassermonitoring). 

 Fachgutachterliche Begleitung des Betriebs der hydraulischen 
Maßnahmen (Abwehr- und Sicherungsbrunnen, Grundwasserrei-
nigungsanlagen). 

 Monatliches (ggf. engmaschiger bei einigen "Polizei"-GWM nach 
Vorgaben der UWB/UBB) chemisches und hydraulisches 
Grundwassermonitoring an allen relevanten Grundwassermess-
stellen, einschließlich Probenahme, Analyse, Auswertung und 
Bewertung. Bei der Durchführung von Probenahmen und allen 
Feldarbeiten an Brunnen, Messstellen und Anlagen ist durch den 
Auftragnehmer ein Arbeits- und Sicherheitsplan (A+S-Plan) ge-
mäß TRGS 524 zu erstellen und vor Beginn der Tätigkeiten dem 
Auftraggeber vorzulegen. Der A+S-Plan ist bei Änderung der Ge-
fährdungslage fortzuschreiben. 

 Dokumentation, Berichterstattung und behördengerechte 
Kommunikation (inkl. Zwischenberichte, Jahresberichte, Karten, 
Protokolle, Teilnahme an Terminen). 
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 Phasenspezifisches Monitoring und fachgutachterliche Be-
wertung der Maßnahmenwirksamkeit über die fünf Betriebs-
phasen der Gesamtmaßnahme (Phase 1: Betrieb der Siche-
rungs- und Abwehrmaßnahme; Phase 2: Abpumpen des Seewas-
sers und Betrieb der Pumpmaßnahmen; Phase 3: Kontinuierliche 
Wasserhaltung und Betrieb der Pumpmaßnahmen; Phase 4: See-
flutung während des Betriebs der Pumpmaßnahmen; Phase 5: 
Pumpmaßnahmen im gefluteten Zustand des Sees / Regelbe-
trieb), einschließlich der phasenbezogenen Anpassung von Über-
wachungsintensität, Parameterumfang und Bewertungsmaßstäben 
gemäß den Anforderungen der wasserrechtlichen Genehmigung. 

 Aufstellung und phasenweise Fortschreibung eines instatio-
nären Grundwassermodells: Einmalige Erstellung des numeri-
schen Grundwasserströmungsmodells (instationär) als Grundlage 
für die hydraulische Bewertung des Gesamtsystems; anschlie-
ßende szenarienbezogene Fortschreibung des Modells für die 
einzelnen Betriebsphasen sowie für Prognoseszenarien (z. B. 
Veränderungen der Entnahmeraten, Seewasserstand etc.), um die 
Wirksamkeit der Maßnahmen zu bewerten und Steuerungsemp-
fehlungen abzuleiten. 

 Fachplanung Technische Ausrüstung gemäß § 55 i. V. m. An-
lage 15 HOAI, insbesondere:  

 Planung der Reinigungsanlage (Grundwasseraufbereitung) für 
die dauerhafte bzw. reaktivierungsfähige P&T-
Abwehrmaßnahme mit einem geschätzten Flächenbedarf von 
ca. 60–100 m²; zu prüfen ist die Integration in ein neu zu er-
richtendes Gebäude südlich der Blitzkuhlenstraße (vorzugs-
weise Erdgeschoss) oder alternativ die Konzeption als mobile 
Anlage im Bereich des aktuell vorgesehenen Anlagenstand-
orts. 

 Auslegung der Anlagentechnik für alle drei Einleitvarianten: 
Kanalisation (Übergangslösung), Bärenbach und Heidesee 
(präferiert). Die Planung aller drei Varianten ist als Grundleis-
tung bis mindestens zum Abschluss der LPH 2 als Varianten-
betrachtung mit Kostenschätzung geschuldet, sodass eine 
fundierte Entscheidung zur weiteren Planung und Umsetzung 
einer Variante getroffen werden kann; die Kanalisation dient 
ausschließlich als temporäre Fallback-Lösung. 

 Erstellung ausschreibungsreifer Unterlagen, die eine zeitnahe 
Umsetzung im Bedarfsfall (Reaktivierung) ermöglichen, ein-
schließlich der Konzeptentwicklung für die Reaktivierungsfä-
higkeit und der erforderlichen Planunterlagen.  

 Objektplanung Ingenieurbauwerke gemäß § 43 i. V. m. Anlage 
12 HOAI, insbesondere:  

 Planung der Förderbrunnen einschließlich der ggf. erforderli-
chen Verschiebung der bestehenden Brunnen nach Norden in 
den öffentlichen Raum (außerhalb des Schulvorplatzes) sowie 
eines ergänzenden Reservebrunnens im Mittelstreifen der 
Blitzkuhlenstraße (Grünstreifen). 

 Konzept für die Bestandsbrunnen (Verbleib in Reserve; kein 
Rückbau, ggf. Verschluss). 

 Planung der unterirdischen Rohrleitungen zur Anbindung aller 
Brunnen an die Reinigungsanlage (Schnittstelle zur Infrastruk-
turellen Erschließung). 
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 Abgleich der Brunnen- und GWMS-Positionen mit der aktuel-
len Masterplanung zur Vermeidung von Kollisionen mit der 
vorgesehenen Bebauung. 

 Gutachterliche Überprüfung der Planfeststellungsunterlagen 
und Verträglichkeitsnachweis Heidesee. Es ist Aufgabe des Ge-
samtgutachters, die vorliegenden Planfeststellungsunterlagen sowie 
die Ausführungsplanungen zur Gesamtmaßnahme „Herstellung Hei-
desee" mit der durch den Betrieb der P&T-Maßnahmen veränderten 
hydraulischen Situation kontinuierlich abzugleichen. Ziel ist die Be-
antwortung der Frage, ob und unter welchen Bedingungen die Her-
stellung des Heidesees in der geplanten Form weiterhin möglich ist. 
Zu den zu beantwortenden Kernfragen gehören insbesondere: 

 Inwiefern verändert sich der Grundwasserzustrom zum See 
durch die P&T-Maßnahmen, und welche Konsequenzen ergeben 
sich für die Seewasserbilanz? (Aktualisierung des Grundwas-
sermodells mit aktueller Seeplanung) 

 Welche Auswirkungen haben die veränderten Grundwasserver-
hältnisse auf die Gewässergüte des herzustellenden Sees 
(CKW-Eintragspfade, Einhaltung gewässerschutzrechtlicher An-
forderungen)? 

 Welche Auswirkungen bestehen auf Seemengen, Seebewirt-
schaftung und Seebetrieb (Freizeitnutzung, Ökologie, Wasser-
spiegelregulierung)? 

Dieser Abgleich ist als iterativer, dynamischer Prozess zu ver-
stehen, der wesentlich vom Erkenntnisfortschritt aus dem lau-
fenden Betrieb der Abwehr- und Sicherungsmaßnahmen ab-
hängt. Die Ergebnisse sind in einem Gutachten „Verträglich-
keitsnachweis Heidesee" zu dokumentieren und gegenüber der 
UWB und SER sowie den weiteren Planungsbeteiligten – sofern 
erforderlich – abzustimmen. Die Einzelheiten sind dem Leis-
tungsverzeichnis (Anlage 04, Pos. 2.4) zu entnehmen. 

Die Beauftragung erfolgt stufenweise und kann bei Bedarf um weitere 
Leistungen ergänzt werden. 

Eine differenzierte Leistungsbeschreibung ist dem Honorarformblatt 
(vgl. Anlage 04) zu entnehmen. 

Der Rahmenvertrag beginnt mit Beauftragung und einer initialen 
Laufzeit von einem Jahr. Die Auftraggeberin kann den Rahmenver-
trag einseitig durch Ausübung einer Option um jeweils ein weiteres 
Jahr verlängern; die maximale Gesamtlaufzeit beträgt 4 Jahre. Die 
vorliegenden Vergabeunterlagen einschließlich der Anlagen werden 
Bestandteil des abzuschließenden Rahmenvertrages.  

Sofern es bewerberseitig wesentliche Anmerkungen zu den Vergabe-
unterlagen gibt, sind diese möglichst mit Einreichung des Teilnahme-
antrages auf einer gesonderten Anlage mit eindeutigem Bezug und 
begründet aufzuführen. Die entsprechenden Anpassungswünsche 
werden geprüft und bei Zustimmung die Bedingungen für alle Bieter 
gleich modifiziert. Ein Anspruch auf Berücksichtigung etwaiger An-
passungswünsche besteht nicht 

Weitere Details sind den Planunterlagen in der Anlage 06 zu entneh-
men. 
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3 Projektziele 

3.1 Qualität 

Die zu erbringenden Leistungen müssen mindestens den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik sowie den gängigen Normen und 
Regelwerken entsprechen und allen erforderlichen Ansprüchen der 
Wirtschaftlichkeit, Energieeffizienz und Nachhaltigkeit genügen. Die 
Bewerber erklären mit Abgabe des Teilnahmeantrages, dass sie in 
der Lage sind, die Leistungen innerhalb des angegebenen Zeitraums 
zu erbringen und insbesondere, dass sie über die hierfür notwendigen 
fachlichen, personellen, sachlichen und zeitlichen Mittel verfügen. Die 
besonderen Anforderungen an die Leistungserbringung können es er-
forderlich machen, häufig/kurzfristig auf Anforderung des Auftragge-
bers zu Abstimmungsgesprächen vor Ort zur Verfügung zu stehen. 

Ziel der Maßnahme ist die Umsetzung der technisch, funktional und 
wirtschaftlichen optimalen Lösung für die Planung der Maßnahme un-
ter Berücksichtigung aller Rahmenbedingungen. 

3.2 Termine 

Die terminlichen Abläufe des Vergabeverfahrens können der Verga-
beplattform entnommen werden. 

Die nachfolgenden terminlichen Angaben stellen den aktuellen Kennt-
nisstand für den weiteren Ablauf dar und können sich z. B. durch ver-
fahrenstechnische Rahmenbedingungen verschieben.  
 

 Beauftragung/Leistungsbeginn 1. Jahr November 2026 

 Leistungsende 1. Jahr  Oktober 2027 

 Beauftragung/Leistungsbeginn 2. Jahr November 2027 

 Leistungsende 2. Jahr  Oktober 2028 

 Beauftragung/Leistungsbeginn 3. Jahr November 2028 

 Leistungsende 3. Jahr  Oktober 2029 

 Beauftragung/Leistungsbeginn 4. Jahr November 2029 

 Leistungsende 4. Jahr  Oktober 2030 

4 Verfahrensablauf 

Die Kommunikation im Rahmen dieses Vergabeverfahrens erfolgt 
ausschließlich digital über die Vergabeplattform; sämtliche Unterlagen 
sind ebenfalls ausschließlich über die Vergabeplattform einzureichen. 

Die Teilnahme am Verfahren durch die Bewerber und Bieter ist für die 
Auftraggeberin kostenfrei. Es werden keine vergütungspflichtigen 
Leistungen eingefordert. 

Bieter sind verpflichtet, sich regelmäßig und eigenverantwortlich über 
den jeweils aktuellen Stand des Verfahrens über die Vergabeplattform 
zu informieren und die dort ggf. zur Verfügung gestellten Informatio-
nen zu berücksichtigen.  
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4.1 Zeitlicher Ablauf 

Übergeordnet ist der folgende Verfahrensablauf vorgesehen: 

1. Teilnahmewettbewerb (TNW) 

2. Verhandlungsverfahren (VV) inkl. Einreichung der (Erst)-
Angebote und (ggf.) Verhandlungsgesprächen 

3. (ggf.) Finale Angebotslegung  

Die vg. Termine geben lediglich den derzeitigen Planungsstand wie-
der, dienen zur Orientierung, sind nicht verbindlich und können von 
der Auftraggeberin entsprechend dem Gang des Verfahrens geändert 
und an die jeweiligen Umstände angepasst werden. Etwaige Ände-
rungen oder Präzisierungen werden allen Bewerbern bzw. Bietern pa-
rallel und rechtzeitig mit gesondertem Schreiben bzw. ergänzenden 
Verfahrensunterlagen über die Vergabeplattform bekannt gegeben. 
Vergaberechtlich maßgeblich sind die auf der Vergabeplattform kom-
munizierten Termine. 

Aus Gründen der Transparenz und Gleichbehandlung und der Teil-
nehmer am Verfahren sowie Gewährleistung eines reibungslosen Ver-
fahrensablaufes können Bewerber- und Bieterfragen lediglich bis 
7 Kalendertage vor Fristende zur Einreichung der Teilnahmeanträge 
bzw. Angebote gestellt werden. Die Beantwortung – aller fristgerecht 
gestellter Fragen – wird allen Bewerbern bzw. Bietern zeitnah; jedoch 
bis spätestens 6 Kalendertage vor Fristende zur Einreichung der 
Teilnahmeanträge bzw. Angebote über die Vergabeplattform zur Ver-
fügung gestellt. Bewerberfragen bzw. Bieterfragen sind ausschließlich 
über die Vergabeplattform zu stellen. 

4.2 Teilnahmewettbewerb 

Die Prüfung der Eignung der Bewerber erfolgt anhand der in der Auf-
tragsbekanntmachung benannten Mindestanforderungen und gefor-
derten Teilnahmeunterlagen vollständig objektiv in Bezug auf die Er-
füllung der gestellten Anforderungen (vgl. Anlage 02 und 03). Die 
Auftraggebende behält sich – im Rahmen des vergaberechtlich Zuläs-
sigen – vor, fehlende oder unklare Nachweise oder Eintragungen 
nachzufordern bzw. aufzuklären. 

Sollten mehr als die in der Auftragsbekanntmachung vorgesehenen 
Bewerber ihre Eignung für das Verhandlungsverfahren nachgewiesen 
haben, erfolgt eine Bewertung der eingereichten Unterlagen zum 
Teilnahmewettbewerb gemäß der beigefügten Matrix zum Teilnahme-
wettbewerb (vgl. Anlage 03). Die erforderlichen Angaben zur Bewer-
tung der vergleichbaren Leistungen sind in den Formblättern vollstän-
dig und nachvollziehbar anzugeben. 
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Die drei bis fünf Bewerber, die ihre Eignung nachgewiesen und in der 
Bewertung die höchsten Punktzahlen gem. Rangfolge erzielt haben, 
werden zur Abgabe eines verbindlichen und zuschlagsfähigen 
(Erst)-Angebotes aufgefordert. Die viert- und fünftplatzierten Bewer-
ber werden nur dann zur Angebotsabgabe aufgefordert, wenn sie 
mind. 80 % der Punktzahl des Drittplatzierten gem. Rangfolge erzielt 
haben. Bei Punktgleichheit auf einem Rang, welcher für die Teilnah-
me am weiteren Verfahren relevant ist, entscheidet das Los. Die Be-
werber, welche nicht zum Verhandlungsverfahren eingeladen werden, 
erhalten diesbezüglich – nach erfolgter Auswertung – umgehend eine 
Mitteilung. 

4.3 Verhandlungsverfahren 

4.3.1 (Erst-)Angebote 

Die besten Bewerber werden zur Abgabe eines (Erst-)Angebotes auf-
gefordert.  

Das einzureichende Erstangebot muss vollständig und verbindlich, 
d.h. ohne Vorbehalt, erklärt werden. Eine konkrete Terminvorgabe er-
folgt mittels einer separaten Angebotsaufforderung. 

Eventuelle Anmerkungen zum Honorarformblatt sind frühzeitig vor Ab-
lauf der Frist zur Einreichung der Erstangebote als Bieterfragen über 
die Vergabeplattform zu stellen. 

Die orange eingefärbten Felder des Honorarformblattes (vgl. Anla-
ge 04) sind durch den Bieter bzw. durch die Bietergemeinschaft voll-
ständig auszufüllen. Jegliche Änderungen durch den Bieter an der 
Vergabeunterlage führen zum Ausschluss aus dem weiteren Verfah-
ren.  

Mit dem Erstangebot ist zwingend und als späterer Vertragsbestand-
teil die Präsentation für das Verhandlungsgespräch als PDF über die 
Plattform einzureichen. Der Umfang der Präsentation soll der Pla-
nungsaufgabe angemessen ausgearbeitet sein sowie auf die in der 
Anlage 05 aufgeführten Kriterien Bezug nehmen. 

Als Bestandteil des vg. Konzepts ist auch eine plausible Perso-
naleinsatzplanung (vgl. Anlage 05, Ziff. 4.1) für die Dauer der Leis-
tungserbringung einzureichen, aus die vorgesehenen Mitarbeitenden 
mit Angabe der jeweiligen Personenstunden bzw. prozentualen An-
sätze der verfügbaren Arbeitszeit im Projekt ersichtlich wird.  

Die Auftraggeberin behält sich das Recht vor, den Auftrag auf der 
Grundlage der (Erst-)Angebote zu vergeben, ohne Verhandlungen 
durchzuführen. Hierzu wird die Auftraggeberin in der Aufforderung zur 
Angebotsabgabe bereits konkrete Daten für die Durchführung der 
Verhandlungsgespräche je Bieter benennen. Für den Fall, dass nach 
Sichtung der eingereichten Konzepte auf eine Durchführung von Ver-
handlungsgesprächen verzichtet werden soll, informiert die Auftrag-
geberin alle Bieter umgehend über die Vergabeplattform, dass die 
Beauftragung auf Grundlage der (Erst-)Angebote erfolgt und keine 
Verhandlungsgespräche durchgeführt werden. 
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4.3.2 Verhandlungsgespräche 

Im Rahmen der Verhandlungsgespräche haben die Bieter die Mög-
lichkeit die Herangehensweise zur Leistungserbringung an das Pro-
jekt der Auftraggeberin vorzustellen und mit ihr über das vorgelegte 
(Erst-)Angebot, das vorgelegte Konzept und den zugrundeliegenden 
Leistungsumfang zu verhandeln. 

4.3.3 Finale Angebote 

Sofern Verhandlungsgespräche stattgefunden haben, werden alle Bie-
ter im Anschluss zur Abgabe finaler Angebote aufgefordert. 

Sofern Änderungen an den Vergabeunterlagen vorgenommen werden 
bzw. sich potenziell kalkulationsrelevante Änderungen am Leistungs-
umfang oder der Leistungserbringung aus einzelnen Verhandlungsge-
sprächen ergeben, werden die neu bzw. ergänzend zu berücksichti-
genden Bedingungen an alle Bieter im Verfahren parallel übermittelt. 

Auf dieser Grundlage werden die Bieter sodann zur Abgabe eines fi-
nalen Konzeptes aufgefordert. Die konkrete Frist zur Einreichung der 
finalen Angebote wird mit den Bietern in den Verhandlungsgesprä-
chen vorabgestimmt und kann auch < 10 Kalendertage betragen. 
Maßgeblich sind die Fristen, welche über die Vergabeplattform an die 
Bieter kommuniziert werden. Mit Abgabe des Teilnahmeantrages be-
stätigten die Bewerber, dass sie sich mit einer Angebotsfrist von auch 
unter 10 Kalendertagen einverstanden erklären. Die Auftraggeberin 
wird die Frist unter Berücksichtigung der Komplexität / des Aufwandes 
zur Erstellung der finalen Angebote festlegen. 

4.4 Gesamtauswertung 

Die Bewertung der (Erst-)Angebote und der ggf. finalen Angebote er-
folgt anhand der beigefügten Bewertungsmatrix (vgl. Anlage 05) 
durch das Auswahlgremium, welches sich aus Vertreter/innen des/der 
Auftraggeber/in zusammensetzt. Die einzelnen Kriterien der Bewer-
tungsmatrix werden durch das Bewertungsgremium mit einer Punkt-
zahl von 0 bis 5 Punkten bewertet. Die einzelnen Kriterien sind ent-
sprechend ihrer Relevanz für das Projekt zur Bewertung der Bieter 
hinsichtlich ihrer fachlichen Leistungsfähigkeit gewichtet. Aus der Mul-
tiplikation der Bepunktung mit der Wichtung je Kriterium ergeben sich 
die Gewichtungspunkte je Kriterium. Aus der Summe der Gewich-
tungspunkte je Kriterium ergeben sich die Gewichtungspunkte des 
Verhandlungsverfahrens (max. 500 Punkte). 

Die Angebotswertung hinsichtlich des Honorars erfolgt auf Basis des 
wertungsrelevanten Gesamthonorars. Dieses ergibt sich für jedes An-
gebot als Summe der in Anlage 04 je Position ausgewiesenen 
Höchstmengen, multipliziert mit den vom Bieter angebotenen Ein-
heitspreisen, über sämtliche Positionen und alle Leistungsbereiche 
(A bis E) sowie Zeitaufwandspositionen auf die maximale Laufzeit von 
vier Jahren des Rahmenvertrages hochgerechnet. Die in Anlage 04 
zusätzlich ausgewiesenen Schätzmengen dienen ausschließlich der 
Kalkulationsorientierung und sind nicht wertungsrelevant. 

Die Bewertung der Bieter im Verfahren erfolgt unter Zuhilfenahme der 
Bewertung der eingereichten Konzepte und Honorarangebote gem. 
der nachfolgend aufgeführten Formel: 



 

  Seite 14 /16 

Anlage 01 – Allgemeine Vergabeunterlage 

1. Leistungskriterien (Nr. 1–4): Faktor 70, max. 350 Punkte (70 %) 

2. Honorar (Nr. 5): Faktor 30, max. 150 Punkte (30 %) 

Niedrigstes Gesamthonorar / 

Gesamthonorar des Bieters * 5 Punkte 

Beispiel: 

Leistungsbewertung: 

 Bieter A = 308,00 Punkte  

 Bieter B = 238,00 Punkte 

 

Honorarbewertung: 

Bieter A; Honorar = 110.000 €; Bieter B, Honorar = 100.000 € 

 Bieter A = (100.000 / 110.000) * 5 = 4,55 Punkte 

4,55 Punkte × 30 = 136,36 Punkte 

 Bieter B = (100.000 / 100.000) * 5 = 5,00 Punkte 

5,00 Punkte × 30 = 150,00 Punkte 

Gesamtbewertung: 

 Bieter A = 308,00 + 136,36 = 444,36 Punkte 

 Bieter B = 238,00 + 150,00  = 388,00 Punkte 

Die Bewertung des Gesamthonorars wird in der Bewertungsmatrix zu 
den Verhandlungen dargestellt und mit einer Wichtung nach Relevanz 
für das Projekt versehen (vgl. Anlage 05). 

In die Bewertung des Honorars fließt das Gesamthöchsthonorar auf 
Basis der in Anlage 04 ausgewiesenen Jahresmengen, hochgerech-
net auf alle vier Auftragsstufen unter Berücksichtigung der angebote-
nen Preissteigerungsraten, als Wertungshonorarsumme ein. 

Der Zuschlag wird an den Bieter mit der höchsten Wertungskennzahl 
als Gesamtbewertung des Gremiums und des Gesamthonorars ent-
sprechend der zuvor beschriebenen Systematik erteilt. 

Sämtliche Bieter, deren Angebote nicht berücksichtigt werden sollen, 
erhalten mindestens 10 Kalendertage vor der geplanten Auftragsertei-
lung eine Information gemäß § 134 GWB über den Grund der Nichtbe-
rücksichtigung ihrer Angebote. 
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5 Weitere Themen  

5.1 Stufenweise Beauftragung 

Die Vertragslaufzeit beträgt 1 Jahr und beginnt mit Zuschlagsertei-
lung/ Beauftragung des Auftragnehmers. Die Vertragslaufzeit kann 
einseitig durch die Auftraggeberin optional jeweils um ein weiteres 
Jahr verlängert werden, die maximale Vertragslaufzeit beträgt 4 Jah-
re. Die Auftraggeberin übt ihr Optionsrecht zur Verlängerung des 
Rahmenvertrages um ein weiteres Jahr spätestens 1 Monat vor Ab-
lauf der jeweiligen Vertragslaufzeit aus.  

Die voraussichtliche Vertragslaufzeit stellt sich wie folgt dar, wobei 
der maßgebliche und verbindliche Beginn der Vertragslaufzeit das Da-
tum der Zuschlagserteilung an den Auftragnehmer ist (s.o.): 

 01. Auftragsstufe (Pflicht) November 2026 bis Oktober 2027 

 02. Auftragsstufe (Option) November 2027 bis Oktober 2028 

 03. Auftragsstufe (Option) November 2028 bis Oktober 2029 

 04. Auftragsstufe (Option) November 2029 bis Oktober 2030 

Die Auftraggeberin behält sich vor, auf die Verlängerung der Vertrags-
laufzeit über das erste Jahr ("1. Auftragsstufe") hinaus ganz oder teil-
weise zu verzichten.  Ein Rechtsanspruch des Auftragnehmers auf die 
Übertragung weiterer Auftragsstufen besteht nicht. Aus der stufenwei-
sen Beauftragung kann der Auftragnehmer keine Erhöhung seines 
Honorars ableiten. 

Die im Honorarformblatt (vgl. Anlage 04) vom Bieter angegebenen 
jährlichen Preissteigerungsraten sind Bestandteil des Angebots und 
gelten als verbindlich vereinbarte Preisanpassung für die Einheits-
preise der jeweiligen Folgejahre; die Abrechnung der erbrachten Leis-
tungen erfolgt zu den so festgelegten Einheitspreisen des betreffen-
den Vertragsjahres. 

Für bereits beauftragte, aber noch nicht erbrachte Leistungen gilt im 
Falle der Kündigung § 648 BGB. 

5.2 Vergütung, Höchstmengen und Gesamthöchsthonorar 

Bei den in Anlage 04 aufgeführten Mengenansätzen handelt es sich 
sämtlich durch den Auftraggeber geschätzte Mengen. Sie dienen aus-
schließlich als kalkulatorische Grundlage für die Angebotserstellung 
und sind nicht als verbindliche Bestellmengen zu verstehen. Sie be-
gründen weder einen Anspruch des Auftragnehmers auf Beauftragung 
der angegebenen Mengen noch eine Verpflichtung der Auftraggeberin 
zur vollständigen Ausschöpfung der angesetzten Leistungsvolumina. 

Die Abrechnung erbrachter Leistungen erfolgt ausschließlich auf Ba-
sis der tatsächlich erbrachten und von der Auftraggeberin abgenom-
menen Leistungen zu den vereinbarten Einheitspreisen. 

Neben den Schätzmengen weist Anlage 04 je Position Höchstmen-
gen als Planungsobergrenze aus. Diese dürfen im Regelfall nicht 
überschritten werden. Eine Überschreitung ist ausnahmsweise zuläs-
sig, wenn (a) das Gesamthöchsthonorar nicht überschritten wird, (b) 
der Gesamtcharakter des Auftrags unverändert bleibt. 
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Die Gesamthöchstvergütung für die maximale Gesamtvertragslaufzeit 
von 4 Jahren ergibt sich positionsweise aus dem jeweiligen Produkt 
der in Anlage 04 ausgewiesenen „Höchstmenge 4 Jahre" und dem im 
Angebot angebotenen Einheitspreis; bei den Verlängerungsjahren 
(Jahre 2, 3 und 4) sind die gemäß Anlage 04 vereinbarten Preisan-
passungen zu berücksichtigen. Die Gesamthöchstvergütung ergibt 
sich sodann aus der Summe aller positionsbezogenen Einzelbeträge. 
Sie stellt die absolute und unveränderliche Abrufgrenze für die ge-
samte Vertragslaufzeit dar. Bei Erreichen der Gesamthöchstvergütung 
endet das Vertragsverhältnis automatisch, unabhängig davon, ob die 
maximale Gesamtvertragslaufzeit von 4 Jahren zu diesem Zeitpunkt 
bereits abgelaufen ist oder nicht. 

Ein Anspruch des Auftragnehmers auf Abruf oder Vergütung in Höhe 
der Gesamthöchstvergütung besteht nicht; Mindermengenabrufe be-
gründen keine Schadensersatzansprüche. 

Einmalige Leistungen (in Anlage 04 ausgewiesen) gehen mit der 
Menge „1“ in das Gesamthöchsthonorar der ersten Auftragsstufe ein 
und gelten nach Erbringung für die gesamte Vertragslaufzeit als ab-
gegolten. 

5.3 Verwertungsrechte 

Der Auftragnehmer räumt dem Auftraggeber gemäß § 31 Urheber-
rechtsgesetz (UrhG) ein umfassendes und ausschließliches Nut-
zungsrecht an den im Rahmen dieses Vertragsverhältnisses durch ihn 
gefertigten Gutachten, Dokumentationen, Analysen, Plänen, Berich-
ten, Konzepten und sonstigen Leistungen ein, soweit diese einem Ur-
heberrechtsschutz unterliegen. Das Nutzungsrecht umfasst sämtliche 
der in § 15 UrhG genannten Rechte und insofern insbesondere die 
Rechte zur Vervielfältigung, Verbreitung und öffentlichen Zugänglich-
machung. Die Vergütung für die Einräumung der Nutzungsrechte ist 
ggf. bei der Angebotskalkulation für die jeweiligen Leistungspositio-
nen in Anlage 04 der Vertragsunterlagen (Honorarformblatt) zu be-
rücksichtigen und insofern über die entsprechende Vergütung der je-
weiligen Positionen abgegolten. 

5.4 Sonstige Vereinbarungen  

Die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leis-
tungen (VOL/B) in der jeweils geltenden Fassung sind Vertragsbe-
standteil. Soweit inhaltliche Widersprüche zu den übrigen Vertragsin-
halten (insbesondere Anlagen 01 - 05) bestehen sollten, gehen deren 
Inhalte den Regelungen der VOL/B vor. 

Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus diesem Vertragsverhältnis ist 
Recklinghausen. 


